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RECHTSABTEILUNG 

Zahl: D/21616/2026 Hallein, am 05.05.2026 

Ermittlungsverfahren zur Verordnung 
Verbot gewerblicher Süß- und Spielwarenautomaten gemäß 
§ 52 Abs 4 GewO 
 
 
Automatenkiosk Thunstraße 16, 5400 Hallein 
 

1 Anlass 
Aufgrund einlangender Bürgerbeschwerden über den Betrieb eines Automatenkiosks und 
einer Spielhalle im Objekt Thunstraße 16, 5400 Hallein, beauftragte der Bürgermeister der 
Stadtgemeinde Hallein (mündlicher Auftrag) die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens ge-
mäß § 52 Abs 4 GewO.  
 

2 Aufgrund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens steht folgender 
Sachverhalt fest 

Im Objekt Thunstraße 16, Eingang Seite Gollingertorgasse, befindet sich ein sogenannter 
Automatenkiosk. Dieser Automatenkiosk wird gemäß Verständigung der Bezirkshaupt-
mannschaft über die Begründung einer Gewerbeberechtigung, Zahl 30202-153/31482/11-
2025, vom 18.04.2025, von der G&E GmbH, Thunstraße 16, 5400 Hallein, Geschäftsführer 
Markus Eichbauer, betrieben.  
 
Gemäß den Erhebungsberichten der Stadtpolizei Hallein vom 10.04.2026, Zahl 
D/17633/2026, als auch vom 21.04.2026, D/19163/2026, sind in diesem Kiosk unter ande-
rem 12 Verkaufsautomaten aufgestellt in denen verschiedene Produkte, beginnend bei Kaf-
fee, Softdrinks, alkoholischen Getränken, Tabakwaren, Lachgas und Sexspielzeug, gekauft 
werden können.  
Darüber hinaus sind in diesem Kiosk jedoch auch Automaten aufgestellt in denen verschie-
dene Süßwaren wie bspw Schokolade, Schokoladenriegel, Fruchtgummis, Lutscher, Bonbons 
angeboten werden.  
Zusätzlich findet sich vor Ort ein Automat in dem auch kleinteilige Spielsachen, verpackt in 
Kugeln, erworben werden können (Bild 5, Bericht vom 10.04.2026).  
 
Der Erwerb der Süßwaren aber auch Spielsachen erfolgt ohne Altersbeschrän-
kung/Alterskontrolle entweder mittels Debitkarte oder aber auch mit Bargeld. Ein besonde-
res Verkaufspersonal ist in der Regel vor Ort nicht anwesend. 
 
Ebenfalls noch im Objekt Thunstraße 16, jedoch einige Meter weiter Richtung Gollingertor-
gasse, noch innerhalb eines Umkreises von 50 m, befindet sich ein weiterer Eingang zu 
Räumlichkeiten. In diesen Räumlichkeiten wird seit ca Mitte März eine Spielhalle betrieben. 
Neben den dortigen Spielapparaten ist zumindest jedoch ein Apparat, durch den kleine bzw 
kleinteilige Spielsachen erworben werden können, vorhanden (erkennbar Bild 55, Bericht 
vom 10.04.2026). 
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Die erhobenen Süßwaren als auch Spielsachen sind Warengruppen die bei unmündigen 
Minderjährigen, dies sind Kinder bis zum vollendeten 14. Lebensjahr, auf besonderes Inte-
resse stoßen.  
 
Das Objekt Thunstraße 16 befindet sich zudem an einem wichtigen und vielbegangenen 
Schulweg. Dieser Schulweg beginnt am Bahnhof Hallein als auch den Kraftfahrlinienhalte-
stellen Pernerinsel und Steiner an der B159. Die Schüler überqueren dabei die Stadtbrücke 
und werden in der Thunstraße gebündelt, durchqueren diese und in Folge die restliche Alt-
stadt bis sie ihr Ziel, hauptsächlich, aber nicht nur, das Bundes- und Bundesrealgymnasium 
Hallein erreichen.   
Die Schüler nehmen nach Unterrichtsende denselben Weg, nur in entgegengesetzter Rich-
tung von ihren Schulen, zu den Haltestellen zurück.  
 
Beim Bundes- und Bundesrealgymnasium Hallein handelt es sich um eine große Schule die 
von Schülern aus dem ganzen Salzach-Tennengau besucht wird. Die Schule wird von rund 
750 Schülern besucht, von denen mehr als die Hälfte unmündige Minderjährige sind. Ein 
großer Teil dieser unmündigen Minderjährigen, insbesondere diese aus den Umlandge-
meinden oder den weiter entfernten Stadtteilen Halleins, nutzt diesen Weg täglich als 
Schulweg (unmittelbare dienstliche Wahrnehmung des Leiters der städtischen Rechtsabtei-
lung als gebürtigem Halleiner und ehemaligem Schüler des Bundesrealgymnasiums Hallein 
als auch durch 21-jährige dienstliche Beobachtung als zuständige städtische Straßenpolizei-
behörde auch in Nähe zum Dienstort). Bereits deshalb wird der Platz vor dem Objekt Thun-
straße 16 viel von unmündigen Minderjährigen besucht.  

Im gegebenen Sachverhalt kommt hinzu, dass sich der zweite Eingang zum Objekt Thun-
straße 16 noch innerhalb der Entfernung von 50 m befindet und auch direkt von der Thun-
straße auch einsehbar ist, womit eine zusätzliche Verlockung zum Besuch durch unmündige 
Minderjährige besteht. Dieser Eingang bzw dieses Lokal kann von den unmündigen Minder-
jährigen rasch und einfach erreicht werden.  

Ergänzend wurde ein Lageplan in dem das Objekt Thunstraße 16 und dessen näherer Um-
kreis von 50 m ausgewiesen ist, erstellt (Lageplan der Stadtgemeinde Hallein vom 
21.04.2026). Anhand dieses Lageplanes bestätigte auch die Stadtpolizei Hallein (Schreiben, 
Zahl D/20249/2026 vom 27.04.2026) sowie die Direktion des Bundes- und Bundesrealgym-
nasium Hallein (Schreiben, Zahl D/19505 vom 22.04.2026), die dienstliche Wahrnehmung 
des Leiters der Rechtsabteilung der Stadtgemeinde Hallein.   
 
Es ist daher festzustellen, dass der Platz vor dem Objekt Thunstraße 16 erfahrungsgemäß 
viel von unmündigen Minderjährigen besucht wird, weil dieser unmittelbar an dem besag-
ten Schulweg liegt.  
 

3 Der festgestellte Sachverhalt wird durch die Würdigung folgender Be-
weismittel bewiesen 

• Firmenbuchauszug der Firma G&E GmbH vom 09.04.2026 
• Bericht der Stadtpolizei Hallein vom 10.04.2026, Zahl D/17633/2026 (Erhebung von 

Spielapparaten) 
• Verständigung der Bezirkshauptmannschaft über die Begründung einer Gewerbeberech-

tigung, Zahl 30202-153/31482/11-2025, vom 18.04.2025 
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• Dienstliche Wahrnehmung des Leiters der Rechtsabteilung der Stadtgemeinde Hallein, 
Mag. Oliver Längauer, erwähnt im Schreiben vom 21.04.2026, Zahl D/19364/2026 

• Bericht der Stadtpolizei Hallein vom 21.04.2026, Zahl D/19163/2026 (Erhebung der ver-
kauften Waren und Zahlungsmethode) 

• Lageplan der Stadtgemeinde Hallein vom 21.04.2026 samt Umkreis von 50 m auf dem 
Platz vor dem Objekt Thunstraße 16 

• Schreiben der Rechtsabteilung der Stadtgemeinde Hallein vom 21.04.2026, Zahl 
D/19364/2026, zur Einholung von Stellungnahmen der Direktionen des Bundes- und 
Bundesrealgymnasiums Hallein, sowie der Stadtpolizei Hallein (D/19369/2026) 

• Firmenbuchauszug der Firma Fun Zone GmbH vom 22.04.2026 
• Stellungnahme der Direktion des Bundes- und Bundesrealgymnasiums Hallein vom 

22.04.2026, D/19505/2026 
• Bericht der Stadtpolizei Hallein zum Kontrollauftrag vom 27.04.2026, Zahl D/20249/2026 

 
 

4 Der erhobene Sachverhalt ist wie folgt rechtlich zu beurteilen 
4.1 Rechtslage 
§ 52 Abs 4 Gewerbeordnung 1994 – GewO 1994, BGBl 194/1994 idgF lautet wie folgt: 

(4) Soweit dies zum Schutz von unmündigen Minderjährigen vor unüberlegten Geldausgaben 
oder vor den Gefahren des Straßenverkehrs erforderlich ist, kann die Gemeinde durch Ver-
ordnung die Ausübung gewerblicher Tätigkeiten mittels Automaten, die erfahrungsgemäß 
besonders auf die Inanspruchnahme durch unmündige Minderjährige ausgerichtet sind,  
1. im näheren Umkreis von Schulen, die von unmündigen Minderjährigen besucht werden, 
2. bei Aufnahmestellen des öffentlichen Verkehrs, die erfahrungsgemäß viel von unmündi-
gen Minderjährigen auf dem Wege zur oder von der Schule benützt werden,  
3. bei Schulbushaltestellen, die von unmündigen Minderjährigen benützt werden,  
4. auf Plätzen oder in Räumen, die erfahrungsgemäß viel von unmündigen Minderjährigen 
besucht werden, oder  
5. im näheren Umkreis der in Z 4 angeführten Plätze und Räume untersagen. 

 

4.2 Rechtliche Beurteilung - Rechtsfolge 
1. Zu schützende Personen  
§ 52 GewO schützt unmündige Minderjährige. Dabei handelt es sich um Kinder bis zum voll-
endeten 14. Lebensjahr (§ 21 ABGB). 
 
2. Schutzzweck  
Schutzzweck sind unüberlegte Geldausgaben. Eine nähere gesetzliche Definition oder präzi-
sierende Rechtsprechung zu diesem Begriff ist nicht vorhanden. Damit ist der Begriff ausle-
gungsbedürftig.  
Aus dem Wortlaut des Gesetzes ergibt sich, dass es sich dabei um Geldausgaben ohne Über-
legung handeln muss. Derartige Ausgaben werden damit spontan bzw impulsiv getätigt. 
Häufig dienen sie der (sofortigen) Befriedigung einer (spontanen) Begierde bzw Bedürfnis-
ses. Darunter fallen Bedürfnisse wie Appetit auf Süßigkeiten oder auch der Spieltrieb.  
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§ 52 GewO bezweckt damit unmündige Minderjährige vor solchen spontanen und damit 
unüberlegten Geldausgaben zu schützen.  
 
Nicht Schutzzweck des § 52 GewO (und damit nicht Gegenstand des vorliegenden Verord-
nungsverfahrens) ist allerdings das Verhindern des Verkaufes von sonstigen Gegenständen – 
insbesondere auch des Verkaufs von Tabak und Alkohol, Sexspielzeug oder Lachgas. Dies 
wird durch andere Normen (Jugendschutzbestimmungen, Tabakgesetz etc) geregelt! 
 
3. Erforderlichkeit  
Wesen der rechtsstaatlichen Erforderlichkeitsprüfung ist es, dass jeweils nur das gelindeste 
geeignete (ausreichend wirksame) Mittel zur Zielerreichung eingesetzt werden darf. Ein 
pauschales Verkaufsverbot ist somit dann nicht erforderlich (und damit nicht möglich), 
wenn der Schutzzweck – hier die Verhinderung unüberlegter Geldausgaben durch unmün-
dige Minderjährige – mit gelinderen wirksamen Mitteln erreicht werden kann.  
 
Mit heute möglichen technischen Vorrichtungen zur Alterskontrolle (vgl § 24 Abs 4 Tabak-
monopolgesetz) an Automaten kann der Erwerb durch unmündige Minderjährige wirksam 
ausgeschlossen werden. Dies ist ein geeignetes Mittel um unmündige Minderjährige vor 
unüberlegten Geldausgaben zu schützen. 
 
Aber auch bereits der Verkauf nur mittels Debitkarte (und damit ohne gesonderte Alters-
kontrolle) ist ein geeignetes Mittel um unmündige Minderjährige vor unüberlegten Geld-
ausgaben zu schützen. Dies deshalb, weil unmündige Minderjährige in der Regel nicht über 
eigene Debitkarten verfügen. Die Hürde zu einer Debitkarte, ob nun im Einvernehmen mit 
oder gegen den Eigentümer, zu gelangen, ist jedenfalls hoch genug um gegen eine unüber-
legte Geldausgabe im Sinne eines Impuls- bzw Spontankaufes wirksam zu schützen.  
 
Damit ist das Verbot die bezeichneten Warengruppen mit Geldmünzen oder Geldscheinen 
an solchen Automaten erwerben zu können, das gelindeste geeignete Mittel um vor solchen 
unüberlegten Geldausgaben zu schützen.  
 
4.  Zur gewerblichen Tätigkeit mittels Automaten 
Unter gewerblicher Tätigkeit ist selbständiges wiederkehrendes Handeln mit Ertragserzie-
lungsabsicht zu verstehen. Gemäß der im Sachverhalt vorliegenden Verständigung über die 
Begründung der Gewerbeberechtigung bestehen diesbezüglich keine Zweifel.  
 
Die Verwendung von Automaten ist gegeben, wenn technische Vorrichtungen, die Waren 
oder Dienstleistungen gegen Entgelt abgeben, ohne dass bei jedem einzelnen Verkaufsvor-
gang menschliches Personal (Verkaufspersonal) direkt mitwirken muss, und die Wa-
re/Leistung durch einen technischen Auslösemechanismus (Münzeinwurf, Karte, App) frei-
gibt. Dies ist im gegebenen Sachverhalt der Fall.  
 
5.  Gewerbliche Tätigkeiten die erfahrungsgemäß besonders auf die Inanspruchnahme 
durch unmündige Minderjährige ausgerichtet sind 
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§ 52 GewO stellt damit auf Tätigkeiten ab die gemäß Erfahrungen (und damit auf Grundlage 
von Wahrnehmungen aus der Vergangenheit) besonders auf die Inanspruchnahme unmün-
diger Minderjähriger ausgerichtet sind. Ein darüber hinausgehender Beweis wird vom Ge-
setzgeber damit nicht verlangt. 
 
Es liegt nun innerhalb der (allgemeinen) Erfahrungen, dass es sich beim Verkauf der be-
schriebenen Warengruppen (Süßigkeiten und Spielsachen), der besonders durch den Einsatz 
von Geldmünzen und Geldscheinen niederschwellig ermöglicht wird, um eine Tätigkeit han-
delt, die damit besonders auf die Inanspruchnahme von Kindern bis zum vollendeten 14. 
Lebensjahr ausgerichtet ist.  
Dies bestätigt die einschlägige Rechtsprechung des VfGH betreffend die beschriebenen Wa-
rengruppen.  
 
6. Plätze oder Räume die erfahrungsgemäß viel von unmündigen Minderjährigen be-
sucht werden  
Auch hier stellt der Gesetzgeber auf Erfahrungen ab. 
Der Gesetzgeber liefert allerdings keine weiteren Anhaltspunkte was unter den Begriff „des 
vielen Besuchens“ zu verstehen ist. Klar ist allerdings, dass sich ein „Viel“ von „nur durch-
schnittlich“ abheben muss. Damit ist ein Vergleich anzustellen.  
Es lässt sich nunmehr feststellen, dass sich auf einem Schulweg erfahrungsgemäß mehr Kin-
der aufhalten, als auf anderen Plätzen.  
 
Das Ermittlungsverfahren hat jedoch zusätzlich ergeben, dass der Platz vor dem Objekt 
Thunstraße 16 als Schulweg unter anderem zum Bundes- und Bundesrealgymnasium Hallein 
führt. Dabei handelt es sich um eine Schule mit rund 750 Schülern von denen mehr als die 
Hälfte unmündige Minderjährige sind und ebenfalls ein großer Teil dieser unmündigen Min-
derjährigen diesen Weg täglich als Schulweg nutzt. Damit wird dieser Platz nicht nur im Ver-
gleich zu anderen Plätzen sondern auch in Anbetracht dieser Schülerzahlen viel von unmün-
digen Minderjährigen besucht.  
Der Gesetzgeber knüpft an den Begriff des Besuchens kein besonderes Motiv. Daher erfüllt 
ein Besuch, wenn auch nur zu dem Zwecke des Schulweges, die Voraussetzungen der vor-
liegenden gesetzlichen Bestimmung.  
 

7.  Im näheren Umkreis erfahrungsgemäß viel von unmündigen Minderjährigen besuch-
ten Plätze  
Der Gesetzgeber ermöglicht bzw verlangt ein derartiges Verbot nicht nur unmittelbar auf 
solchen Plätzen selbst, sondern auch in deren näherem Umkreis. Auch der Begriff des nähe-
ren Umkreises wird vom Gesetzgeber nicht näher definiert und muss damit ausgelegt wer-
den. Nicht im näheren Umkreis liegt eine Entfernung die von unmündigen Minderjährigen 
nicht innerhalb einer kurzen Zeitdauer einfach zurückgelegt werden kann. Die genaue Defi-
nition dieser kurzen Zeitdauer und des einfachen Zurücklegens kann unterbleiben, da dies 
im gegebenen Sachverhalt durch einen Umkreis von 50 m jedenfalls erfüllt wird. Eine Ent-
fernung von 50 m ist damit jedenfalls ein näherer Umkreis im Sinne des Gesetzes.  
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Im gegebenen Sachverhalt kommt hinzu, dass sich der zweite Eingang zum Objekt Thun-
straße 16 noch innerhalb der Entfernung von 50 m befindet und auch direkt von der Thun-
straße auch einsehbar ist, womit eine zusätzliche Verlockung zum Besuch durch unmündige 
Minderjährige besteht.  

 

8. Verordnungsvorschlag  
Aufgrund der vorab dargestellten Sach- und Rechtslage kann dem Bürgermeister der Stadt-
gemeinde Hallein gemäß § 52 Abs 4 Z 4 und 5 GewO die Verordnung eines Verbotes ge-
werblicher Süß- und Spielwarenautomaten wie folgt empfohlen werden: 

Verordnung 

Verbot gewerblicher Süß- und Spielwarenautomaten im Umkreis von 50 m um den Platz vor 
dem Objekt Thunstraße 16 

Der Bürgermeister der Stadtgemeinde Hallein verordnet im übertragenen Wirkungsbereich 
gemäß § 52 Abs 4 Z 4 und 5 Gewerbeordnung 1994 – GewO, 1994, BGBl 194/1994 idgF wie 
folgt: 

§ 1 

Zum Schutz von unmündigen Minderjährigen vor unüberlegten Geldausgaben wird die Aus-
übung gewerblicher Tätigkeiten mittels Automaten an denen mit Geldmünzen oder Geld-
scheinen, Süßigkeiten, wie etwa Fruchtgummiwaren, Lollipops, Lutschbonbons, Schokoriegel 
udgl oder Spielwaren, wie etwa Kuscheltiere, Plastikfiguren, Ringe, Kugeln udgl erworben 
werden können, auf Plätzen oder in Räumen innerhalb eines Umkreises von 50 m um den 
Platz vor dem Objekt Thunstraße 16, gemäß beiliegendem Lageplan der Stadtgemeinde Hal-
lein vom 21.04.2026, verboten.  

§ 2 

(1) Diese Verordnung tritt vier Wochen nach deren Kundmachung an der digitalen Amtstafel 
der Stadtgemeinde Hallein in Kraft.  

(2) Mit der Kundmachung dieser Verordnung tritt die Verordnung des Bürgermeisters der 
Stadtgemeinde Hallein vom 28.04.2026, Zahl D/20563/2026, außer Kraft. 

 

Der Bürgermeister 

Alexander Stangassinger  

 

Beilage:  
Lageplan der Stadtgemeinde Hallein vom 21.04.2026 

Hinweis:  
Wer ein Gewerbe mittels Automaten entgegen § 52 Abs 4 GewO ausübt, begeht gemäß § 
367 Z 15 GewO eine Verwaltungsübertretung die mit Geldstrafe bis zu EUR 2.180,00 zu be-
strafen ist.  
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Kundmachungsvermerk 

 
 
Für die Rechtsabteilung 
Mag. Oliver Längauer  
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